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Die öſterreichiſche Reichsvertretung. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
XI. (Schluß.) 


Der Antrag Lien bacher ging zwar ebenfalls von den Verhält— 
niſſen eines Landes aus, er blieb aber bei den Grenzen desſelben nicht 
ſtehen, ſondern ſtrebte die Erfüllung der im engeren Kreiſe erkannten 
Bedürfniſſe durch eine allgemeine Reform an. 

Seit Jahren war der bberöſterreichiſche Großgrundbeſitz der 
Schauplatz des Kampfes um das Wahlrecht und dieſem ſchwankenden 


Parteiſtreite ſollte nun nach dem erſten Theile des Autrages Lienbacher 
ein Ende gemacht werden durch eine legislative Feſtſtellung. Die Eigen- 
ſchaft der Wählerclaſſe als Curie des großen Grund beſitzes ſollte ihren 
unzweifelhaften Ausdruck darin finden, daß das Wahlrecht fürderhin 
nicht mehr auf eine Realſteuer ſchlechthin, ſondern nur auf eine zu *, 
aus Grundſteuerleiſtung beſtehende Realſteuer geſtützt werden dürfte, 
und die Stabilität des Beſitzes ſollte durch einjährige Dauer der 
Steuerleiſtung verbürgt ſein. g 
Die zweite in dem Antrage Lienbacher empfohlene Modification 
des Wahlrechts des Großgrundbeſitzes ward nach manchen Wechſelfällen 
gar nicht berückſichtigt.) Die erſtgenannte Forderung aber, den Charakter 
der Curie näher zu präciſiren, gewann die Majorität des Ausſchuſſes 
um jo leichter für ſich, als fie nur die Aufnahme einer Beftinmmung | 
war, welche ſich ſeit 1873 ſchon in einer Landtagswahlordnung, nämlich 
jener Böhmens, fand, und ſie ward auch in dem Pleuum des Hauſes 
zum Beſchluſſe erhoben, obwohl die Oppoſition dieſe Formulirung des 
Wahlrechtes entſchieden bekämpfte. Die Oppoſition verſuchte, dieſen Punkt 
ſogar dadurch zum Falle zu bringen, daß ſie ihn als eine Veränderung 
des Weſens einer Wählerclaſſe und deshalb als eine Aenderung des 
Staatsgrundgeſetzes erklärte, es geſchah aber mit noch weniger Erfolg, 
als bei dem Antrage Zeithammer. Ob der Beſchluß mit Zweidrittel⸗ 


) Der Ausſchuß und die Oppoſition verſuchten, an die Stelle der 
Dauer der Steuerleiſtung die Bücherlichkeit des Beſitzes, mehr oder weniger weit⸗ 
gehend, zur Geltung zu bringen, das Plenum des Hauſes ließ die Frage ganz fallen. 


majorität gefaßt worden, gelangte im Abgeorduetenhauſe gar nicht zur 


Conſtatirung, im Herreuhauſe wurde das formelle Bedenken nicht erho— 
ben und So ward dem neuen Alinea (4) zu § 9 der R. W. O. die 
kaiſerliche Sanetion zu Theil. *) 

Die unmittelbare Bedeutung dieſer Beſtimmung iſt klar. Sie 
bewirkte eine weſentliche Verſchärfung der Bedingungen des Wahlrechtes 
in der Curie des Großgrundbeſitzes und damit eine Verengerung des 
Wählerkreiſes in dieſer Claſſe, ſie kehrte den einſeitigen Intereſſenſtand— 
punkt der Curie mit Entſchiedenheit hervor und ſchied fremdartige Ele— 


*) Der Antragſteller der Minorität, Freiherr von Hackelberg, vertrat den 
Standpunkt, daß die Aenderung der geſetzlich normirten Wahlrechtsbaſis des 
Großgrundbeſitzes eine Aenderung des Begriffes der Wählerclaſſe und damit eine 
Aenderung des Staatsgrundgeſetzes in ſich ſchließe, in ſachlicher und eingehender 
Weiſe. Seine Argumentation ſtützte ſich auf den Umſtand, daß das Staatsgrund⸗ 
geſetz über die Reichsvertretung nur die „in den Landesordnungen enthaltenen“ 
Wählerclaſſen kenne und daß die Landesordnungen die Begriffsbeſtimmung der 
Wählerclaſſen wieder nicht ſelbſt vornehmen, ſondern dieſe aus den Landtags⸗ 
wahlordnungen ſchöpfen. Die Beſtimmungen der Landtagswahlordnungen über 


das Wahlrecht ſeien die conſtitutiven Elemente des Begriffes der Wählerelaſſen, 


ohne erſtere hätte letzterer gar keinen realen Inhalt. Dieſe Beſtimmungen ſeien 
daher integrirende Beſtandtheile der Landesordnungen und dadurch des Staats— 
grundgeſetzes über die Reichsvertretung ſelbſt; ſobald man von dem durch die 
Landtagswahlordnungen fixirten Begriffe der Wählerclaſſe des großen Grundbeſitzes 
auch nur ein Element verändere, z. B. die Art der Steuerleiſtung, andere man 


in Folge deſſen den Begriff der in dem Staatsgrundgeſetze vorgeſehenen 
Wählerclaſſe 
Unſeres Erachtens liegt der Fehler dieſer Beweisführung in dem 


Ausgangspunkte der Argumentation, mit dieſem fällt die Schlußfolgerung 
zuſammen. Die Landesordnungen haben einen ganz ſelbſtſtändigen Begriff der 
Wählerclaſſen und verweiſen nur rückſichtlich der „näheren“ Beſtimmungen über 
die Wahlberechtigung auf die Landtagswahlordnungen. Es iſt mit nichten ein 
inhaltsloſer Begriff, wenn die Landesordnungen von der Curie des „großen 
Grundbeſitzes“ ſprechen; es iſt dadurch zwingend feſtgeſtellt, daß dieſe Curie aus 
„Beſitzern“ von „Grundſtücken“ in „großer“ Ausdehnung beſtehen müſſe, und 
nur die Ausgeſtaltung des Begriffes in den untergeordneten Momenten iſt der 
Landtagswahlordnung überlaſſen Eine Aenderung der bezeichneten Hauptmerkmale 
ware eine Aenderung der Landesordnung, und zwar natürlich auch dann, wenn 
ſie auf dem Umwege der Landtagswahlordnung erfolgen Sollte, fo 3. B, wenn 
man an die Stelle der Beſitzerqualität jene der Steuerleiſtung, an die Stelle des 
Grundbeſitzes den Hausbeſitz, an die Stelle des großen den kleinen oder mittleren 
(Maximalgrenze der Steuer in der Landtagswahlordnung) ſetzen wollte; eine 
Aenderung der übrigen, nur durch die Landtagswahlordnungen geſchaffenen 
Determinirungen würde die Landesordnung nicht berühren. Die fraglichen Be- 
ſtimmungen der Landtagswahlordnungen ſind nicht integrirende Beſtandtheile 
der Landesordnungen geworden und ſtanden auch lange Zeit nicht unter den 
Garantieen der letzteren, ſie ſind daher auch nicht Beſtandtheile des Staatsgrund⸗ 
geſetzes über die Reichsvertretung, ſondern nur der Reichsrathswahlordnung. 
Eine Ausnahme hievon bildet, was die Curie des Großgrundbefitzes betrifft, nur 
das Moment der Land- und Lehentäflichkeit. Dieſes Moment kommt allerdings 
auch nur in den Landtagswahlordnungen und nicht in den Landesordnungen 
vor, es iſt aber trotzdem zu einem Beſtandtheile des Staatsgrundgeſetzes geworden 
weil letzteres (aus welchem Grunde, ift gleichgiltig) die Wählerclaſſe ausdrücklich 
als die des „landtäflichen, lehentäflichen“ Grundbeſitzes bezeichnet. Dieſes Moment 
ſtand aber bei der novelliſtiſchen Reviſion der Wahlordnung im Jahre 1882 
nicht in Frage, die nähere Qualification der Curie des Großgrundbeſitzes konnte. 
ſomit mit einfacher Majorität beſchloſſen werden. 
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meute aus. Der Charakter der Wahlerclaſſe als der einer ökonomisch | meinden, welche die Gliederung der Wahlkörper nicht kannten, die oberen 
und ſocial geſchloſſenen Gruppe iſt potenzirt, die Trennung von den zwei Drittel der nach der Steuerleiſtung gereihten Gemeindewähler mit 


übrigen Wählerclaſſen verſchärft worden, darüber kann kein Zweifel fein. 
Die Maßregel ſteht auch unbeſtrittenermaßen im Einklange mit jener 
Tendenz, welche gleichzeitig in der Ausſcheidung des Fideicommiſſes im 
böhmiſchen Großgrundbeſitze zum Ausdrucke kam. Allein bedeutſamer noch 
als dies Alles erſcheint uns die Tragweite des Actes in feinem formellen 
Belange. 

Mit dieſem Aete iſt zunächſt nicht nur eine Verſchiedenheit der 
Praxis in der Zuerkennung des Großgrundbeſitzer-Wahlrechtes, ſondern 
auch die Verſchiedeuheit der geſetzlichen Grundlagen dieſes Wahlrechtes 
von Land zu Land beſeitigt worden. Indem man aber mit der Recep— 
tion der Novelle zur böhmischen Landtagswahlordnung in die Reichs 
rathswahlordnung für alle Läuder ein gleiches Recht ſchuf, hat man 
zugleich eine folgeuſchwere Verſchiedenheit anderer Art in's Leben ge— 
rufen, man hat nämlich, das Princip der Uebereinſtimmung des Reichs⸗ 
rathswahlrechtes mit dem Landtagswahlrechte verläugnend, das erſtere in 
allen Ländern außer Böhmen in Gegeuſatz zu dem Landtagswahl— 
rechte gebracht. Hiemit iſt, und darauf legen wir den größten Nachdruck, 
ein eutſcheidender Schritt geſchehen, um das Reichsrathswahlrecht auch 
materiell von dem Landtagswahlrechte loszulöſen, und es iſt nur 
begreiflich, daß er kein iſolirter blieb. Die geſchichtliche Erfahrung, daß 
kein Parlament es ſich verſagen kann, ſich eine ſelbſtſtändige Grundlage 
ſeiner Exiſtenz zu ſchaffen, hat ſomit an dem öſterreichiſchen Reichsrathe 
eine neue Beſtätigung erhalten und es iſt doppelt bedeutſam, daß dieſem 


Zuge, die Baſis der Reichsvertretung zu verſelbſtſtändigen und ein- 


heitlich zu geſtatten, gerade jene Majorität ſich nicht entziehen konnte, 
welche die Gegnerſchaft der centraliſtiſchen Tendenzen verkörpern ſoll. 

Desgleichen kam allen weiteren Punkten des Antrages Lienbacher, 
theils unmittelbar, theils mittelbar, eine nivellirende, den Reichsrath von 
den Landtagen loslöſende Wirkung zu. 

So jenem, welcher ſchon in dem Ausſchuſſe ſcheiterte, nämlich die 
ländlichen Ortſchaften, welche mit Gliedern der Städtecurie zu einer 
Ortsgemeinde verbunden ſind, auch dann in der Städtecurie wählen zu 
laſſen, wenn ſie ſich nach den Landtagswahlordnungen in der Curie der 
Landgemeinden befinden, und ſo, zum Theile in noch weit größerem 
Maße, den zum Geſetze erhobenen Artikeln. 

Die Sonderſtellung Oberöſterreichs, Salzburgs, Steiermarks, 
Kärntens, derzufolge hier in der Städtecurie die Zahl der Wahlorte 
eine beſchränkte war, wurde beſeitigt und hier wie in den übrigen 
Ländern jeder in die Curie eingereihte Ort zum Wahlorte erklärt. 

All dies trat aber noch weit in den Schatten gegen die umfaſſende 
Erweiterung des Wahlrechtes in Städten und Landgemeinden, welche ſich 
an den Antrag Lienbacher knüpft. 

Der urſprüngliche Antrag ging dahin, das Reichsrathswahlrecht 
in Stadt und Land mit dem Gemeindewahlrechte zu identificiren. Dieſer 
Antrag drang allerdings nicht durch, denn er ſchien dem Ausſchuſſe 
einerſeits zu weitgehend und merkwürdiger Weiſe andererſeits bei der 
Verſchiedenheit des Gemeindewahlrechts auch nicht durchgreifend genug, 
um die gewünſchte einheitliche Wahlgrundlage zu ſchaffen; allein er gab 
den Anſtoß zu einer entſchiedenen Erweiterung des Wahlrechts, deren 
Formulirung der Ausſchuß übernahm. 

Der Ausſchuß faßte ſeine Aufgabe als die der Erweiterung des 
Wahlrechts im ſtrengſten Sinne des Wortes auf. Niemandem ſollte das 
Wahlrecht entzogen werden, der es bisher beſeſſen, ſondern es ſollten 
nur neue Elemente zu den früher berechtigten Kreiſen in der einen oder 
anderen Form hinzutreten. Hiemit war aber die Aufgabe, ein allge⸗ 
meines Kriterium des Wahlrechts zu finden, Sehr erſchwert; denn bei der 
Vielgeſtaltigkeit des geltenden Wahlrechts von Land zu Land und Ge- 
meinde zu Gemeinde war es faſt unmöglich, ein allgemeines Niveau 
unter den bisher örtlich vorkommenden Minimalſätzen aufzuſtellen, ohne 
die urſprünglich verworſenen Grenzen zu erreichen, nämlich die Grenzen 
des Gemeindewahlrechtes oder der directen Steuer. 

Der Maßſtab des Wahlrechts war bisher faſt überall vorwaltend ein 
relativer gewefen. *) Um die oberen Schichten der Gemeindewähler herauszu⸗ 
greifen, hatte man zumeiſt in den Gemeinden mit drei Wahlkörpern die 
Mitglieder der beiden oberen Wahlkörper und in den kleineren Ge⸗ 


) Nur in Mähren war der Maßſtab in Stadt und Land lediglich ein 


abſoluter, aber auch da erſt durch ein Nachtragsgeſetz von 1873. Die Vorzüge 


der Relativität des Maßſtabes ſind in der Debatte des Herrenhauſes von 
Schmerling mit Recht betont worden. 


dem politiſchen Wahlrechte ausgerüſtet und faſt nur in den Stadtgemein— 
den hatte man noch überdies aus dem unterſten Wahlkörper einen Theil 
nach einem abſoluten Maßſtabe (20—15—10— 5 fl.) in den Kreis des 
politiſchen Wahlrechts aufgenommen. An dem Principe, demzufolge nur 
die oberen Schichten der Gemeindewähler das politiſche Wahlrecht üben 
ſollten, wollte die Reform nicht rütteln, bis zur Grenze des Gemeinde 
wahlrechts wollte ſie nicht vorgehen, denn das politiſche Wahlrecht 
Oeſterreichs in Stadt und Land keunt das Gegengewicht des weit ausge— 
dehnten Gemeindewahlrechts, die Wahlkörpertheilung, mit einer verſchwin— 
denden Ausnahme gar nicht. Und ebeuſo war ein weiter gehender relativer 
Maßſtab als jener der zwei oberen Drittel innerlich nicht motivirt, denn 
letzterer ſchloß ſich an das Dreiclaſſenſyſtem des Gemeindewahlrechts an, 
während ein Herabſteigen bis zu dem letzten Viertel oder Fünftel in dem 
Gemeindeleben keinen Anhalt fand. Es blieb ſomit nichts Anderes übrig, 
als jenen abſoluten Maßſtab, welcher bisher neben dem relativen eine 
beſchränkte Auwendung gefunden hatte, zu verallgemeinern, ihn ſtatt nur 
hie und da in jeder Gemeinde des Reiches neben dem relativen Maß— 
ſtab zur Geltung zu bringen und den Cenſusſatz unter das überkommene 
Maß herabzuſetzen. 

Dieſen Erwägungen ſollte die als Alinea 5 zu § 9 in die 
R. W. O. aufgenommene Beſtimmung Rechnung tragen, indem ſie das 
Wahlrecht, ſoweit es bisher noch nicht beſtand, an die Jahresſchuldigkeit 
einer laudesfürſtlichen directen Steuer von fünf Gulden knüpfte. 

Die Novelle hat den bezeichneten Zweck auch zum großen Theile 
erreicht, ſie hat ſich in weſentlichen Punkten ohne Voreingenommenheit 
au den gegebenen geſetzlichen Zuſtand angeſchloſſen. Es iſt ihr gelungen, 
die Verbindung mit dem Gemeindewahlrechte und die Vorzüge des rela— 
tiven Maßſtabes zu bewahren und zugleich in der Verallgemeinerung 
und Verjüngung des abſoluten Maßſtabes den in der Entwicklung ſeit 
1861 zu Tage getretenen Gedanken auszugeſtalteu. Aber ebenſo ſicher 
iſt es, daß die Statuirung eines gleichen abſoluten Maßſtabes für jede 
Gemeinde des weiten Reiches mit dem Gedauken des bisher geltenden 
Wahlrechts nicht im Einklange ſtand; denn in den Landgemeinden hatte 
ein abſoluter Maßſtab in der Regel gar nicht gegolten, und in den 
Städten, in welchen ein ſolcher bisher galt, war er verſchieden indi— 
vidualiſirt. Es läßt ſich nicht läugnen, daß das übernommene Wahl- 
ſyſtemm eine Gliederung des abſoluten Maßſtabes verlangte, und zwar 
nicht eine örtliche Gliederung von Land zu Land, welche überdies dem 
unitariſchen Zuge der Reform widerſprochen hätte, ſondern eine Yin: 
paſſung an die Kategorien der verſchiedenen Gemeinden. Wenn die Reichs 
rathswahlen überall in den Händen der oberen Claſſen der Gemeinde⸗ 
wähler bleiben ſollten und wenn nicht ſtatt deſſen in den größeren 
Bevölkerungscentren die Wahl in die Hände der Maſſen gelegt werden 
ſollte, dann durfte der abſolute Maßſtab weder ein ſehr niedriger noch 
in allen Gemeinden ein gleicher ſein. Dem Gegenantrage der Oppoſition 
im Abgeorduetenhauſe, den Unterſchied von Stadt- und Landgemeinden, 
der ja das ganze öſterreichiſche Wahlrecht durchzieht, auch in der Höhe 
des Cenſus zum Ausdruck zu bringen, und zwar für die Landgemeinden 
einen niedrigeren Ceuſus feſtzuſtellen als für die Städte, kann daher 
inſoweit gewiß die Begründung nicht abgeſprochen werden.“) 

Wie dem indeſſen auch ſei, wir ſehen die Bedeutung auch dieſer Norm 
nicht ſo ſehr in ihrer unmittelbaren als in ihrer mittelbaren Wirkung. Und 
in dieſer Richtung bleibt es auch hier unbeſtreitbar, daß die Majorität 
des Reichsrathes, indem ſie einen neuen, ſelbſtſtändigen Grund der Reichs⸗ 
rathswahlberechtigung ſchuf und den Wählerkreis für den Reichsrath 
vielfach über jenen der Landtage ausdehnte, zugleich mit oder ohne 
Willen, einen mächtigen, weiteren Schritt that, um die Reichsvertretung 
auch materiell von den Landtagen loszulöſen und in den breiteſten 
Schichten der Bevölkerung ihre eigenen, weitverzweigten Wurzeln treiben 
zu laſſeu. Es bleibt ein denkwürdiges Zeugniß für die Logik der That⸗ 
ſachen, daß gerade jene Partei, welche die formelle Loslöſung des 
Reichsrathes von den Landtagen verwarf, ſich durch den Gang der 
geſchichtlichen Entwicklung genöthigt ſah, das Werk weiter zu bauen und 


) Das von Herbſt vertretene Minoritätsvotum verlangte für die Städte⸗ 
curie einen Cenſus von 5 und für die Landgemeindecurie einen ſolchen von 2 fl. 

Außerdem ſollte nach dem Antrage der Oppoſition die Einrechnung der 
Staatszuſchläge in den Steuercenſus geſetzlich ausgeſprochen werden. Da letzteres 
nicht geſchehen iſt, ſo muß in dieſer Frage auf den Erlaß des Miniſteriums 
Hohenwart zurückgegriffen werden, welcher die Einrechnung verordnet. 


die Schöpfung zu einer unwiderruflichen zu machen. Und nicht minder 
wird es ſtets als ein Beweis für die Macht innerer, hiſtoriſcher Noth⸗ 
wendigkeiten gelten muſſen, daß die größte Erweiterung des Wahlrechts, 
welche ſich in Oeſterreich bisher vollzogen, von jener Partei in An— 
regung gebracht und durchgeführt werden mußte, in welcher die conſer— 
vativen Elemente die Führerrolle innehaben. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die auch nur einmalige Weigerung eines Hilfsarbeiters, eine 

beſtimmte, in ſeinem Pflichtenkreiſe gelegene Arbeit zu übernehmen, 

iſt als ein unbefugtes Verlaſſen der Arbeit anzuſehen und berech⸗ 

tigt den Arbeitsgeber, den betreffenden Hilfsarbeiter in Gemaſt⸗ 

heit des $ 82, lit. f der Gewerbeordnung fofort ohne Kündigung 
zu entlaffen. 

Franz K., Maurergehilfe in G., hat unterm 31. Auguſt 1885 
den Stadtbaumeiſter Karl O. in G., bei welchem er gegen einen 
Tageslohn per 1 fl. 60 kr. in Arbeit ſtand und welcher ihn am 
28. Auguſt entlaſſen hatte, auf Vergütung des 14tägigen Lohubetrages per 
19 fl. 60 kr. geklagt, weil die Entlaſſung ohne geſetzlichen Grund und 
ohne vorherige Kündigung, über welchen Punkt keine Vereinbarung getroffen 
worden war, erfolgte, und Karl O. daher im Sinne des § 84 des 
Geſetzes vom 8. März 1885 (R. G. Bl. Nr. 22) verpflichtet ſei, ihm 
den Lohn für die 14tägige Kündigungsfriſt zu erfolgen. 

Karl O. beſtätigte die Richtigkeit der thatſächlichen Angaben des 
Klägers, bemerkte jedoch hiezu, daß er ſich im Sinne des § 82, lit. f 
des eitirten Geſetzes für berechtigt gehalten habe, den K. ohne Kündigung 
zu entlaſſen, und daher auch nicht zur Zahlung des obigen Betrages ver— 
pflichtet werden könne, da Letzterer ſich geweigert habe, ſeinem Auftrage, 
bei einem Baue zu arbeiten, Folge zu leiſten, indem er vorgab, unter 
dem bei dieſem Baue die Aufſicht führenden Polier nicht arbeiten zu wollen. 

Der Kläger beſtätigte letztere Angabe mit dem Bemerken, daß er 
mit dem bezeichneten Polier in Feindſchaft lebe. 

Der Stadtrath in G. hat mit der Entſcheidung vom 9. September 
1885 der Klage des Franz K. keine Folge gegeben, da derſelbe geſtän— 
digermaßen ſeine Pflicht der Folgſamkeit dem Arbeitsgeber gegenüber 
beharrlich vernachläſſigt hat, ſomit der im § 82 des citirten Geſetzes 
angeführte Entlaſſungsgrund vorliegt. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat K. den Recurs eingebracht, in welchem 
derſelbe geltend macht, daß $ 82, lit. k des obigen Geſetzes keine Anwendung 
finden könne, da er ſich durch die nur einmalige Weigerung, dem Auf— 
trage ſeines Arbeitsgebers Folge zu leiſten, nicht einer beharrlichen Pflicht— 
verletzung ſchuldig gemacht habe. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 21. October 
1885, 8. 19.052, dem Recurſe des K. Folge gegeben und Karl O. für 
ſchuldig erkannt, dem Erſtgenanuten den 14tägigen Lohnbetrag per 
19 fl. 60 kr. zu bezahlen. 

Dieſe Entſcheidung wurde damit begründet, daß Karl O. dem 
Franz K. auf ſeine einmalige Weigerung hin, bei einem beſtimmten 
Hausbaue mitzuarbeiten, ſofort entlaſſen hat, während der § 82, lit. f 
die ſofortige Entlaſſung nur in dem Falle geſtattet, wenn ein Hilfs— 
arbeiter feine Pflichten „beharrlich“ vernachläffigt, was aber bei einer 
einmaligen Weigerung noch nicht der Fall iſt. Die ſofortige Entlaſſung 
ſei daher ohne geſetzlichen Grund erfolgt und mußte alſo gemäß § 84 
der Gewerbegeſetznovelle Karl O. verpflichtet werden, dem K. den täglichen 
Lohn per 1 fl. 60 kr. für die ganze geſetzliche Kündigungsfriſt von 
14 Tagen, die hier in Ermanglung einer beſonderen Vereinbarung 
eintritt, zu vergüten. 

Ueber den gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Miniſterialrecurs 
des Karl O. hat das k. k. Miniſterium des Innern unterm 25. Februar 
1886 ad Nr. 1661 entſchieden, wie folgt: 

„Das k. k. Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des 
Baumeiſters Karl O. Folge zu geben und unter Behebung der 
angefochtenen Entſcheidung zu erkennen, Karl O. ſei mit Rückſicht auf 
die Weigerung des K., ſich an dem Baue zu betheiligen, berechtigt 
geweſen, den K. ſofort ohne Kündigung zu entlaſſen, und ſei daher nicht 
verpflichtet, Letzterem den 14tägigen Lohnbetrag per 19 fl. 60 kr. 
zu bezahlen. 

Die Beſtimmung des § 82, lit. f der Gewerbegeſetzuovelle, daß 
der Hilfsarbeiter nur bei beharrlicher Vernachläſſigung ſeiner Pflichten 
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ohne Kündigung entlaſſen werden darf, kann nämlich im vorliegenden 
Falle keine Anwendung finden, da hier die Anwendbarkeit des 2. Falles 
des citirten Paragraphen überhaupt ganz ausgeſchloſſen erfcheint. 

Die Weigerung des Hilſsarbeiters, eine beſtimmte Arbeit zu über⸗ 
nehmen, ſtellt ſich vielmehr als ein unbefugtes Verlaſſen der Arbeit 
heraus und muß demnach als eine ſolche Handlung angeſehen werden, 
welche den Arbeitsgeber in Auwendung des erſten Falles des § 82, lit. f 
berechtigt, ſeinen Arbeiter ſofort ohne Kündigung zu entlaſſen, ohne 
es auf eine Wiederholung der Weigerung ankommen zu laſſen.“ 

= 


Notizen. 


(Das deutſche Reichsgericht) hat entſchieden, daß Zeugen einer 
Strafthat behufs Feſtſtellung ihrer Perſönlichkeit polizeilich ſofort geſtellt werden 
können. Wir laſſen die Begründung ihrem Wortlaute nach folgen: „Nach 8 161 
St. P. O. find die Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienſtes verpflichtet, 
ſtrafbare Handlungen zu erforſchen und alle keinen Aufſchub geſtattenden Anord— 
nungen zu treffen, um die Verdunkelung der Sache zu verhüten. Zu ſolchen Ars 
ordnungen gehört auch die Feſtſtellung der Perſönlichkeit der bei einer Strafthat 
gegenwärtig geweſenen Perſonen, wenn dieſe Perſonen die Abſicht, ſich dem Zeugniſſe 
zu entziehen, au den Tag legen und dieſe Abſicht nur durch ein ſofortiges Einſchreiten 
des Beamten vereitelt werden kan n. Allerdings iſt die Ausübung der Zwangsgewalt 
gegen einen die Ausſage verweigernden Zeugen richterlichen Behörden anvertraut 
(88 50, 69 St. P. O.), woraus ſich ergibt, daß den Organen der Polizei dieſe 
Zwangsmittel nicht zuſtehen (Eutſcheidung des Reichsgerichtes Bd. IX, S. 433). Dieſe 
richterliche Zwangsgewalt hat aber die vorgängige Feſtſtellung der Perſönlichkeit 
deſſen, gegen den fie zur Anwendung gelangen ſoll, zur nothwendigen Voraus- 
ſetzung; der Richter iſt nicht in der Lage, gegen eine Perſon Zwang anzuwenden, 
die er nicht kennt und von der er nichts weiter weiß, als daß fie von einer Straf- 
that Kenntniß hat. Das Geſetz, welches einerſeits den Richter zum Zeugnißzwang, 
anderſeits die Polizeibeamten zu allen keinen Aufſchub geſtattenden Anordnungen 
verpflichtet, welche erforderlich find, um die Verdunkelung der Sache zu ver» 
hüten, gibt den Polizeibeamten das Recht zur Anwendung derjenigen Mittel, 
ohne welche fie ihrer Verpflichtung nicht nachkommen können, alfo auch zur 
Befragung von Perſonen, welche über eine Strafthat Auskunft geben können, 
nach Namen und Wohnort ſowie zur zwangsweiſen Siſtirung der die Auskunft 
verweigernden Perſonen behufs eventueller Vorführung vor den Richter, falls 
kein anderes Mittel zur Feſtſtellung der Perſönlichkeit zu Gebote ſteht, bei Nicht⸗ 
anwendung des Zwanges aber die Sache vorausſichtlich unaufgeklärt bleibt. 
Anderenfalls würde die Ausübung der Pflicht zum Zeugniß und die Anwendung 
der richterlichen Zwangsgewalt in einem mit den Bedürfniſſen der Rechtspflege 
nicht vereinbaren Umfange von dem Belieben des Zeugen abhängig ſein. Bei⸗ 
ſpielsweiſe würde ein auf der Straße in Gegenwart von Zeugen verübter Mord 
nicht verfolgt werden können, wenn die Zeugen, um den Unbequemlichkeiten der 
Zeugnißablegung zu entgehen, dem herbeieilenden Beamten gegenüber die Namens- 
nennung ablehnen und ihre Entfernung nicht gehindert werden darf.“ Jur. Bl. 


Geſetze und Berordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Reichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 

I. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner. — 1. Verordnung des Ackerbau⸗ 
miniſteriums im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern vom 18. Des 
cember 1885, betreffend die Inſtruirung der techniſchen Projeete für Unter⸗ 
nehmungen, welche aus dem ſtaatlichen Meliorationsfonde unterſtützt werden 
ſollen. — 2. Verordnung des Ackerbauminiſteriums im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium des Innern vom 18. December 1885, betreffend die Einrichtung 
und Vorlage der Generalprojecte für Unternehmen zur unſchädlichen Ableitung 
von Gebirgswäſſern (Wildbachverbauungen). 

II. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner. — 3. Gefetz vom 27. Juni 1885, 
womit das Geſetz vom 3. April 1875 (R. G. Bl. Nr. 61), betreffend die Maß⸗ 
regeln gegen die Verbreitung der Reblaus (Phylloxera vastatrix) theilweiſe 
abgeändert und ergänzt wird. — 4. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 
20. December 1885, womit die näheren Beſtimmungen zur Ausführung der 
85 7 und 8 des Geſetzes vom 27. Juni 1885 (R. G. Bl. Nr. 3 ex 1886), 
betreffend die Maßregeln gegen die Verbreitung der Reblaus, erlaſſen werden. 
— 5. Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 20. December 1885, betreffend 


die an Seite der politischen Landesſtellen und des Ackerbauminiſteriums als fach⸗ 
liche Beiräthe in Reblausangelegenheiten fungirenden Commiſſionen. — 6. Kund⸗ 
machung des Finanzminiſteriums vom 18. December 1885, betreffend die Auf⸗ 
laſſung der Zollamtsexpoſitur zu Caſtel⸗Teſino. 

III. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner. — 7. Conceſſtonsurkunde vom 
1. Jänner 1886 für die Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn. — 8. Kundmachung des 
Handelsminiſters vom 4. Jänner 1886 über das Exlöſchen der Conceſſion vom 
14. Jänner 1883 (R. G. Bl. Nr. 12) für die Eiſenbahn Biſtritz-Walachiſch⸗ 
Meſeritſch. 

IV. Stück. Ausgeg. am 19. Jänner. — 9. Kundmachung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 22. December 1885, betreffend die Ermächtigung des k. k. 
Hauptzollamtes zu Trient zur Abfertigung von denaturirtem Olivenöl. — 10. Ver⸗ 
ordnung der Miniſterien des Innern und des Handels vom 2. Jänner 1886, 
womit eine Ergänzung der Miniſterialverordnung vom 21. April 1876 (R. G. Bl. 
Nr. 60) in Betreff des Verkehres mit Giften, giſthältigen Droguen und geſund— 
heitsgeſährlichen chemiſchen Präparaten erlaſſen wird. 

V. Stück. Ausgeg. am 30. Jänner. — 11. Conceſſionsurkunde vom 

15. December 1885 für die Locomotiveiſenbahn von Kolomeg nach Sloboda 
rungurska (Ropa) mit Abzweigungen. 12. Conceſſionsurkunde vom 26. De⸗ 
cember 1885 für die Locomotiveiſenbahn von Röhrsdorf nach Zwickau. 
13. Verordnung der Miniſter des Handels und des Innern vom 30. December 
1885, betreffend die Einreihung der Leichenbeſtattungsunternehmungen unter die 
conceſſionirten Gewerbe. — 14. Kundmachung des Handelsminiſteriums im Ein⸗ 
vernehmen mit den Miniſterien des Innern und der Finanzen vom 30. December 
1885, betreffend das Verbot des Haufirhandels im Bezirke des Curortes Gries. 
— 15. Kundmachung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
5. Jäuner 1886, betreffend die Errichtung einer Zollexpoſitur mit Hafen⸗ und 
Seeſanitätsdienſt in Caſtelvenier in Dalmatien. — 16. Kundmachung des Finanz- 
miniſteriums vom 18. Jänner 1886 wegen Errichtung einer Punzirungsſtätte 
in Pola. 

VI. Stück. Ausgeg. am 30. Jänner. — 17. Verordnung der Miniſterien 
des Innern, für Cultus und Unterricht und der Juſtiz vom 24. Jänner 1886, 
betreffend die Befugniß des ſouveränen Johanniter- (Malteſer- Ritterordens zur 
Veräußerung und Belaſtung ſeines unbeweglichen Vermögens. 18. Verordnung 
des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 24. Jäuner 1886, betreffend die 
Regelung der Friſten für die Immatriculation und Inſeription der Univerſitäts⸗ 
ſtudirenden, ſowie für die Einholung der Frequenzbeſtätigung ſeitens derſelben. 


VII. Stück. Ausgeg. am 9. Februar. 19. Conceſſionsurkunde vom 
6. Jänner 1886 für die Localbahnen: a) von einem Punkte des Ergänzungs- 
netzes der priv. öſterreichiſch-ungariſchen Staatseiſenbahu-Geſellſchaft nach Poisdorf, 
eventuell Böhmiſchkrut; be von Jenſchowitz nach Luzetz, eventuell zum Moldau: 
ufer. — 20. Conceſſiousurkunde vom 8. Jänner 1886 für die Localbahn von 
Lemberg über Rawa ruska an die Reichsgrenze gegen Tomaszöw, 

VIII. Stück. Ausgeg. am 18. Februar. 21. Verordnung des Finanz- 
miniſteriums vom 15. Jänner 1886, betreffend die Ermächtigung des k. k. Haupt⸗ 
zollamtes Krakau zur Abfertigung von denaturirtem Olivenöl. 22. Verordnung 
des Finanzminiſteriums vom 6. Februar 1886, betreffend die Aenderung der 
Beſtimmungen in den Schlagwörtern „Mangan-Praparate“ und „Salzſauere 
Salze“ des alphabetiſchen Waarenverzeichniſſes. 23. Kundmachung der Mini⸗ 
ſterien der Finanzen und des Handels vom 8. Februar 1886, betreffend die 
Errichtung einer Zollexpoſitur mit Hafen- und Seeſanitätsdienſt in Abbazia. — 
24. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 10. Februar 1886, betreffend die 
Abänderung des $ 45 der zur Strafproceßordnung erlaſſenen Vollzugsvorſchrift 
vom 19. November 1873 (R. G. Bl. Nr. 152). — 25. Erlaß des Finanzmini⸗ 
ſteriums vom 17. Februar 1886, betreffend das Verbot der Ausfuhr von 
Pferden aller Art aus Bosnien und der Herzegowina über alle Grenzen des 
gemeinſamen Zollgebietes nach dem Auslande. 


IX. Stück. Ausgeg. am 23. Februar. — 26. Kundmachung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 29. Jänner 1886, betreffend die Ermächtigung der k. k. Zoll⸗ 
ämter zu Halbſtadt, Ziegenhals, Mittelwalde, Jagerndorf und Szezakowa zur 
Abfertigung von Streckenzugsgütern im Anſageverfahren. — 27. Verordnung des 
Handelsminiſters im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern vom 8. Fe⸗ 
bruar 1886, betreffend die Geſtattung der Verlängerung der täglichen Arbeitszeit 
bei einzelnen Gewerbekategorien um eine Stunde. — 28. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 13. Februar 1886, betreffend den Beginn der Amtswirtſamkeit 
des Bezirksgerichtes Zabno in Galizien. 29. Erlaß des Finanzminiſteriums 
vom 18. Februar 1886, womit der Verſchleißpreis des Dungſalzes ermäßigt wird. 

X. Stück. Ausgeg. am 3. März. — 30. Erlaß des Finanzminiſteriums 
vom 19. Februar 1886, in Betreff der Zuckerverbrauchsabgabe für Maltoſe. — 
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31. Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 20. Februar 1886, womit die 
Verordnung des Ackerbauminiſteriums vom 24. April 1872 (R. G. Bl. Nr. 61), 
betreffend die Bezirke und Standorte der Revierbergbeamten, abgeändert wird. — 
32. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 23. Februar 1886, betreffend die 
Zuſtellung von in Wien zahlbaren Poſtanweiſungsbeträgen. 

XI. Stück. Ausgeg. am 3. März. 33. Verordnung des Handels- 
miniſters vom 24. Februar 1886, betreffend die Organiſation und den 
Wirkungskreis des k. k. Poſtſparcaſſenamtes. 

XII. Stück. Ausgeg. am 17. März. -- 34. Verordnung des Miniſteriums 
des Innern, im Einvernehmen mit dem Handels- und dem Juſtizminiſterium 
vom 1. März 1886, betreffend die Verwendung von aus Anilin oder aus anderen 
Theerbeſtandtheilen hergeſtellten Farbſtoffen bei Bereitung von Genußartikeln. — 
35. Kundmachung der Miniſterien des Handels und der Finanzen vom 1. März 
1886, betreffend die Ermächtigung des Hauptzollamtes II. Claſſe am Bahnhofe 
zu Itzkany zur zollfreien Behandlung der voraus- oder nachgeſendeten Reiſe⸗ 
effecten. — 36. Geſetz vom 2. März 1886, betreffend die Verlängerung der 
Wirkſamkeit des Geſetzes vom 11. Juni 1881 (R. G. Bl. Nr. 59) über die 
Gebührenerleichterung bei Convertirung von Hypothekarforderungen. — 37. Erlaß 
des Finanzminiſteriums vom 6. März 1886, betreffend die Ermächtigung des 
k. k. Hauptzollamtes Bozen zur Creditirung fälliger Einfuhrzollbeträge. — 
38. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 14. März 1886 über das Er— 
löſchen der Conceſſion für die Wiener Gürtelbahn. 


(Fortſetzung ſolgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe Dr. Hermann Militzer im Handels 
miniſterium anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte beſondere Zufrieden— 
heit mit ſeinen ausgezeichneten und erfolgreichen Dienſten bekanntgeben laſſeu. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Handelsminiſterium Bela 
Freiherrn von Weigelsperg den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Graz Julius Seeder 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe der Landesregierung in 
Klagenfurt Leopold Grafen Gocß den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Cattaro Emil 
Ragazzini das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtrathe in Wien Karl Edlen von Poſch 


‚ anläßlich deſſen Uebernahme in den bleibenden Ruheſtaud den Titel und Charakter 


eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Joſeph Burda in Olmütz 
anläßlich deſſen Peuſionirung taxfrei den Titel eines kaiſ, Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dent Montanconſulenten des Bureaus für Ange— 
legenheiten Bosniens und der Herzegowina im gemeinſamen Miniſterium Anton 
Rücker taxfrei den Titel eines Oberbergrathes verliehen. 

Der k. k. Oberſte Rechuungshof hat den Rechnungsrath Ferdinand 
Melzer zum Oberrechnungsrathe und den Rechnungsrevidenten Johann Naſſau 
zum Rechnungsrathe ernannt. 


Erledigungen. 
Eine unadjutirte Evidenzhaltungs⸗Elevenſtelle bei der k. k. Finanz⸗Landes⸗ 
direction in Innsbruck, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 201.) 


Bezirksſecretärsſtelle in Böhmen mit der zehnten Rangsclaſſe, 
12. October. (Amtsbl. Nr. 202.) 


bis 
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